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Betrieb eines Blockheizkraftwerks durch
Wohnungseigentümergemeinschaft

Bundesfinanzhof, IV-R-6/16, Pressemitteilung vom 09.01.2019
Der BFH hat entschieden, dass eine
Wohnungseigentümergemeinschaft beim Betrieb eines
Blockheizkraftwerks, mit dem Strom an einen außenstehenden
Abnehmer geliefert wird, selbst gewerblich tätig sein kann. Daher
begründet sie selbst ertragsteuerrechtlich eine
Mitunternehmerschaft, für die das erforderliche
Feststellungsverfahren durchzuführen ist. Der Annahme einer von
den Wohnungseigentümern zusätzlich konkludent gegründeten
Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR) bedarf es nicht.

Generationen- und betriebsübergreifende
Totalgewinnprognose bei Übertragung eines
Landwirtschaftsbetriebs (Pferdepension) unter
Nießbrauchsvorbehalt

Bundesfinanzhof, VI-R-5/17, Urteil vom 23.10.2018
Eine generationenübergreifende Totalgewinnprognose unter
Einbeziehung des unentgeltlichen Rechtsnachfolgers kommt bei
einem Landwirtschaftsbetrieb in Betracht, wenn der aktuell zu
beurteilende Steuerpflichtige infolge umfangreicher Investitionen
die wirtschaftliche Grundlage des späteren Erfolgs in Form von
positiven Einkünften bei seinem unentgeltlichen
Rechtsnachfolger gelegt hat.

1. 

Dies gilt zugleich betriebsübergreifend auch dann, wenn der
Landwirtschaftsbetrieb zunächst unter Nießbrauchsvorbehalt an
die nächste Generation übertragen wird. Die
Totalgewinnprognose ist dann ungeachtet der Entstehung zweier
landwirtschaftlicher Betriebe für einen fiktiven konsolidierten
Landwirtschaftsbetrieb zu erstellen....

2. 

Kein Ausschluss der Berichtigung des Kapitalwerts
eines Vorerwerbs nach § 14 Abs. 2 BewG durch die
Fiktion nach § 10 Abs. 3 ErbStG

Bundesfinanzhof, II-R-51/15, Urteil vom 22.08.2018
Die unverzinsliche lebenslängliche Stundung einer
Zugewinnausgleichsforderung ist im Hinblick auf den gewährten
Nutzungsvorteil eine der Schenkungsteuer unterliegende
freigebige Zuwendung.

1. 

Wird der ausgleichsverpflichtete Ehegatte beim Tod des2. 
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ausgleichsberechtigten Ehegatten dessen Alleinerbe, steht der
fingierte Fortbestand von Zugewinnausgleichsforderung und
-verbindlichkeit nach § 10 Abs. 3 ErbStG der Berichtigung des
Kapitalwerts des als Vorerwerb anzusetzenden Nutzungsvorteils
nicht entgegen.

Maßgeblicher Zeitpunkt für den Ausschluss des
Verlustabzugs nach § 8 Abs. 4 KStG 2002 a.F.

Bundesfinanzhof, I-R-13/16, Urteil vom 27.06.2018
§ 8 Abs. 4 Satz 1 KStG 2002 a.F. versagt den Verlustabzug auch
dann vom Zeitpunkt der schädlichen Anteilsübertragung an,
wenn die Zuführung des neuen Betriebsvermögens dieser zeitlich
nachfolgt (Bestätigung des Senatsurteils vom 5. Juni 2007 I R
9/06, BFHE 218, 207, BStBl II 2008, 988).

1. 

Der Verlustabzug ist (ggf. rückwirkend) in dem
Feststellungsbescheid zum 31. Dezember desjenigen
Veranlagungszeitraums zu versagen, in welchem die schädliche
Anteilsveräußerung stattgefunden hat. Eine Versagung des
Verlustabzugs erst in dem Bescheid zum 31. Dezember des
nachfolgenden Veranlagungszeitraums ist nicht möglich....

2. 

Duldungsbescheid wegen auf
Vorauszahlungsbescheid beruhender
Steuerforderung

Bundesfinanzhof, VII-R-44/17, Urteil vom 23.10.2018
Ein auf die Vorschriften des AnfG gestützter Duldungsbescheid,
der den Anfechtungsgegner verpflichtet, die Vollstreckung einer
gegen den Schuldner bestehenden Steuerforderung zu dulden,
die aus einem rechtsbeständigen Vorauszahlungsbescheid
resultiert, ist mit einer Bedingung gemäß § 14 AnfG zu versehen.

1. 

Fehlt diese Bedingung, ist der Duldungsbescheid rechtswidrig.
Der für das Vorliegen der Voraussetzungen des § 14 AnfG
maßgebliche Zeitpunkt ist der Zeitpunkt der FG-Entscheidung.

2. 

Verpflichtet der Duldungsbescheid zur Duldung der Vollstreckung
mehrerer Steuerforderungen, die nur zum Teil auf einem
Vorauszahlungsbescheid beruhen, und fehlt insoweit die gemäß §
14 AnfG aufzunehmende Bedingung, ist der Duldungsbescheid
nur insoweit rechtswidrig.

3. 

Das FA kann die fehlende Bedingung im finanzgerichtlichen
Verfahren durch Erlass eines Änderungsbescheids nachholen.

4. 
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Duldungsbescheid wegen unter dem Vorbehalt der
Nachprüfung stehender Steuerforderungen

Bundesfinanzhof, VII-R-21/18, Urteil vom 23.10.2018
Ein auf die Vorschriften des AnfG gestützter Duldungsbescheid, der
den Anfechtungsgegner verpflichtet, die Vollstreckung gegen den
Schuldner bestehender Steuerforderungen zu dulden, die aus
rechtsbeständigen Steuerfestsetzungen unter dem Vorbehalt der
Nachprüfung resultieren, muss keine zusätzliche Bedingung i.S. des
§ 14 AnfG enthalten.

Zur steuerlichen Abzugsfähigkeit von Aufwendungen
für wissenschaftlich nicht anerkannte Heilmethoden

Finanzgericht Rheinland-Pfalz, 1-K-1480/16, Pressemitteilung vom
04.01.2019
Das FG Rheinland-Pfalz hat entschieden, dass ein Steuerpflichtiger
Kosten für eine wissenschaftlich nicht anerkannte Heilmethode
auch dann als sog. außergewöhnliche Belastung steuerlich geltend
machen kann, wenn er dem Finanzamt zum Nachweis der
Erforderlichkeit der Behandlung nur eine kurze Stellungnahme des
Amtsarztes und kein ausführliches Gutachten vorlegt.

Rücknahme des Antrags auf Begünstigung des nicht
entnommenen Gewinns gem. § 34a EStG

Finanzgericht Düsseldorf, 12-K-1250/18-E-F, Urteil vom 08.11.2018
Eine Rücknahme des Antrags auf Begünstigung des nicht
entnommenen Gewinns gem. § 34a EStG im Hinblick auf die
hiermit verbundene Nachversteuerung in einem späteren
Wirtschaftsjahr kommt nur bis zur Unanfechtbarkeit des
Erstbescheides über die Veranlagung der Einkommensteuer für
den jeweils nachfolgenden Veranlagungszeitraum in Betracht.

1. 

Eine nachträgliche Änderung des unanfechtbaren
Einkommensteuerbescheides für den nachfolgenden
Veranlagungszeitraum, die lediglich zu einer nach § 351 AO
eingeschränkten Anfechtbarkeit des Erstbescheides führt,
eröffnet hingegen nicht das Recht zur erneuten
Wahlrechtsausübung für den vorangegangenen
Veranlagungszeitraum.

2. 
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Einkommensteuer/Lohnsteuer

Finanzverwaltung
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Einkommensteuer/Lohnsteuer
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Einziehung einer unter dem Nominalwert
erworbenen Forderung auf Auszahlung eines
Körperschaftsteuerguthabens führt zu Einkünften
aus Kapitalvermögen

Finanzgericht Düsseldorf, 13-K-2486/17-E, Mitteilung vom
09.01.2019
Erwirbt ein Steuerpflichtiger einen Anspruch auf Auszahlung eines
Körperschaftsteuerguthabens zu einem unter dem Nominalwert der
Forderung liegenden Preis, erzielt er im Auszahlungszeitpunkt einen
Gewinn aus einer - der Veräußerung einer Forderung
gleichgestellten - Rückzahlung einer Kapitalforderung. Dies hat das
FG Düsseldorf entschieden.

Investmenterträge aus Madoff-Fonds

Bundesministerium der Finanzen, IV C 1 - S-1980 - 1 / 18 / 10009,
Schreiben (koordinierter Ländererlass) vom 20.12.2018
Das BMF teilt Billigkeitsmaßnahmen für Investmenterträge aus
bestandsgeschützten Alt-Anteilen an Madoff-Fonds mit.

Entwurf der ErbStR 2019

Bundesministerium der Finanzen, IV C 7 - S-3715 / 17 / 10001 :001,
Schreiben (koordinierter Ländererlass) vom 20.12.2018
Das BMF hat den fachlich mit den obersten Finanzbehörden der
Länder abgestimmten Entwurf einer allgemeinen
Verwaltungsvorschrift zur Anwendung des Erbschaftsteuer- und
Schenkungsteuerrechts 2019 (ErbStR 2019) zur Stellungnahme
veröffentlicht.

Umsatzsteuervergünstigungen auf Grund des
Zusatzabkommens zum NATO-Truppenstatut



mehr in LEXinform 5236779 | Umsatzsteuer

mehr in LEXinform 5236781 | Umsatzsteuer

Weitere Meldungen

mehr in LEXinform 0653596 | Umsatzsteuer

Arbeit und Soziales

Bundesministerium der Finanzen, III C 3 - S-7492 / 07 / 10001,
Schreiben vom 02.01.2019
Mit dem BMF-Schreiben wird die Liste der amtlichen
Beschaffungsstellen nach dem Stand vom 1. Januar 2019 bekannt
gegeben.

Umsatzsteuer; Anwendung des ermäßigten
Steuersatzes auf von Mietwagenunternehmen
durchgeführte Krankenfahrten

Bundesministerium der Finanzen, III C 2 - S-7244 / 07 / 10007,
Schreiben (koordinierter Ländererlass) vom 02.01.2019
Das BMF hat zur Anwendung des ermäßigten Steuersatzes auf von
Mietwagenunternehmen durchgeführte Krankenfahrten (Abschnitt
12.13 Abs. 8 Satz 4 UStAE) Stellung genommen und in diesem
Zusammenhang den Umsatzsteuer-Anwendungserlass (UStAE)
geändert.

Umsatzsteuer: Steuerbefreiung von notärztlichen
Bereitschaftsdiensten

Deubner Verlag, Anmerkung vom 08.01.2019
Leistungen eines Arztes im Rahmen eines Notdienstes zur
Erkennung gesundheitlicher Gefahrensituationen und zur sofortigen
Einleitung geeigneter Maßnahmen sind umsatzsteuerfreie
Heilbehandlungen.

Recht

Zur Aufwandspauschale bei der Prüfung von
Krankenhausabrechnungen

Bundesverfassungsgericht, 1-BvR-318/17, Pressemitteilung vom
08.01.2019



mehr in LEXinform 0449174 | Sozialrecht
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Personal

Die Rechtsprechung des Bundessozialgerichts, nach der es bezogen
auf die Rechtslage vor 2016 bei der Prüfung einer
Krankenhausabrechnung unter Einbeziehung des Medizinischen
Dienstes der Krankenkassen (MDK), neben der gesetzlich
ausdrücklich vorgesehenen "Auffälligkeitsprüfung" noch eine davon
unabhängige "Prüfung der sachlich-rechnerischen Richtigkeit" gab,
die zu keinem Anspruch der Krankenhäuser auf Zahlung einer
Aufwandspauschale gegen die Krankenkassen führte, überschreitet
die Grenzen richterlicher Rechtsfortbildung nicht. Mit dieser
Begründung hat das Bundesverfassungsgericht die
Verfassungsbeschwerden mehrerer Träger von Krankenhäusern
gegen Entscheidungen des Bundessozialgerichts nicht zur
Entscheidung angenommen.

Wirtschaft

Was machen die Zinsen 2019? - Die Aussichten für
Geldanlage, Kredite und Baufinanzierung

FMH Finanzberatung, Frankfurt, Pressemitteilung vom 20.12.2018
Es gibt einige Parameter, die helfen können, die zukünftige
Zinsentwicklung einzuschätzen. Hier geht es zum Jahresrückblick
auf 2018 und die FMH-Zinsvorschau auf 2019.

Newsletter zur Beitragspflicht von
Pensionskassenversorgungen, zum Übergang auf die
neuen Heubeck-Richttafeln 2018 G und zur
Entgeltumwandlung bei Gesellschafter-
Geschäftsführern

DATEV Redaktion LEXinform, Pressemitteilung vom 08.01.2019
Der Newsletter behandelt aktuelle Themen zur betrieblichen
Altersversorgung: Entscheidung vom 27.06.2018 (1 BvR 100/15 / 1
BvR 249/15) Bundesverfassungsgericht bezügl. der
Beitragspflichtigkeit von Leistungen aus privat fortgeführten
Pensionskassenversorgungen und zeigt die steuerrechlichen- und
handelsrechtlichen Übergänge und Auswirkungen der neuen
Heubeck-Richttafeln 2018 G auf. Desweiteren eine
Nachbesprechung zum Thema Entgeltumwandlung und



mehr in LEXinform 2094176
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Probezeiterfordernis bei Gesellschafter-Geschäftsführern aus dem
vorigen Newsletter.

Fragen und Kommentare

DATEV-Mitgliedern ist es gestattet, den LEXinform-Newsletter in
unveränderter Form auf ihrer Kanzlei-Homepage zu veröffentlichen.

Die Newsletter-Ausgaben finden Sie auch in LEXinform.
Produkthinweis: Nutzen Sie auch die wöchentlich erscheinende
Zeitschrift "LEXinform aktuell (E-Paper)" oder "LEXinform aktuell
(Print)" mit aktueller Rechtsprechung, Gesetzgebung,
Verwaltungsanweisungen und Mehrwerten wie BFH-
Kommentierungen, Praxisbeiträgen und Sonder-Rubriken
(Lohn/Personal, Immobilien im Steuerrecht, Rechnungswesen,
GmbH-Beratung und Für Kanzlei-Mitarbeiter). Weitere Informationen
zu unseren Produkten und Leistungen finden Sie hier.

Wenn Sie uns eine E-Mail schicken wollen, nutzen Sie bitte nicht die
"Antworten"-Funktion Ihres Mail-Programms, sondern senden Sie
Ihre Nachricht an: lexinform@service.datev.de.

Abbestellung oder Datenänderung
Hier können Sie den Newsletter abbestellen oder Ihre persönlichen
Daten ändern.


